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falls diese Forderung in diesem Haftungsbeschränkungs- 
Verfahren nicht berücksichtigt und außerhalb dieses 
Haftungsbeschränkungs-Verfahrens nicht mehr geltend 
gemacht werden kann;

7. die Rechtsmittelbelehrung und eine Belehrung über die 
Rechtswirkungen der Verfahrenseröffnung.

(3) Das Haftungsbeschränkungs-Verfahren ist durch Be­
schluß einzustellen, wenn innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung des Eröffnungsbeschlusses der Haftungsfonds nicht 
oder nicht in voller Höhe errichtet oder der geforderte Vor­
schuß nicht eingezahlt wird. Der Beschluß ist dem Antrag­
steller zuzustellen und den übrigen Verfahrensbeteiligten 
zu übersenden.

§9
Ergänzung und Rücknahme des Antrages

(1) Der Antragsteller kann bis zum Abschluß der Forde­
rungsliste weitere Forderungen benennen oder benannte For­
derungen zurückziehen.

(2) Der Antragsteller kann seinen Antrag bis zur Errich­
tung des Haftungsfonds zurücknehmen. Danach bedarf die 
Rücknahme der Zustimmung der Gläubiger. Das Gericht 
stellt nach wirksamer Rücknahme des Antrages das Haftungs­
beschränkungs-Verfahren durch Beschluß ein. Der Beschluß 
ist den Verfahrensbeteiligten zuzustellen. Das Gericht hat 
nach Rechtskraft des Beschlusses die Rückzahlung des vom 
Antragsteller errichteten Haftungsfonds zu veranlassen.

(3) Die Rücknahme des Antrages durch einen Antragsteller 
berührt nicht die Fortsetzung des Haftungsbeschränkungs- 
Verfahrens für andere Antragsteller.

Rechte der Gläubiger nach Verfahrenseröffnung

§ 10
(1) Innerhalb eines Monats nach Zustellung des Eröffnungs­

beschlusses können die Gläubiger die Angaben des Antrag­
stellers über ihre Forderungen berichtigen oder vervollständi­
gen, wenn kein Vollstreckungstitel vorliegt oder kein ge­
richtliches Verfahren über die betreffende Forderung einge­
leitet ist. Der Antragsteiler kann gegen die Angaben der 
Gläubiger Widerspruch einlegen. Ist Widerspruch eingelegt 
worden, gelten die ursprünglichen Angaben des Antragstel­
lers als richtig. Sie werden in die Forderungsliste übernom­
men, wenn der Gläubiger nicht fristgerecht Klage auf Fest­
stellung der Höhe oder des Bestandes der Forderung einreicht.

(2) Der Gläubiger kann nach Zustellung des Eröffnungsbe­
schlusses Widerspruch gegen die Höhe oder den Bestand von 
Gegenforderungen des Antragstellers einlegen. Ist Wider­
spruch eingelegt worden, bleibt die Gegenforderung in diesem 
Haftungsbeschränkungs-Verfahren unberücksichtigt und kann 
außerhalb des Haftungsbeschränkungs-Verfahrens nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn sich der Widerspruch gegen 
den Bestand der Gegenforderung richtet. Richtet sich der 
Widerspruch des Gläubigers gegen die Höhe der Gegenfor­
derung, gilt sie in der von ihm genannten Höhe als zuge­
standen. Diese Rechtsfolgen treten nicht ein, wenn der An­
tragsteller fristgerecht Klage auf Feststellung des Bestandes 
oder der Höhe seiner Gegenforderung einreicht.

§11
(1) Der Gläubiger kann gegen die Einbeziehung seiner For­

derung in das Haftungsbeschränkungs-Verfahren Wider­
spruch einlegen, wenn .er einwendet, daß

a) seine Förderung nicht der Haftungsbeschränkung unter­
liegt oder

b) der Antragsteller für Forderungen aus dem Ereignis un­
beschränkt haftet.

(2) Ist Widerspruch eingelegt worden, kann der Antrag­
steller Feststellungsklage einreichen. Wird die Klage nicht 
fristgerecht eingereicht,

— bleibt im Falle des Abs. 1 Buchst, а die Forderung in die­
sem Haftungsbeschränkungs-Verfahren unberücksichtigt,

— ist im Falle des Abs. 1 Buchst, b das Haftungsbeschrän­
kungs-Verfahren durch Beschluß einzustellen.

Die Einstellung des Verfahrens hinsichtlich eines Antragstel­
lers berührt nicht die Fortsetzung des Verfahrens für andere 
Antragsteller.

(3) Bleibt eine Forderung gemäß Abs. 2 ganz oder teilweise 
im Haftungsbeschränkungs-Verfahren unberücksichtigt, kann 
sie der Gläubiger außerhalb des Haftungsbeschränkungs-Ver­
fahrens geltend machen. Die Forderung kann durch öffent­
liche Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses nicht aus­
geschlossen werden.

§12
(1) Der Gläubiger einer Forderung aus dem Ereignis kann 

diese nur innerhalb der im Eröffnungsbeschluß gesetzten An­
meldefrist beim Gericht anmelden. Der Anmeldung sind ge­
gebenenfalls Vollstreckungstitel oder Nachweise über einge­
leitete gerichtliche Verfahren beizufügen. Wurde die Forde­
rung verspätet angemeldet und liegen die Voraussetzungen 
für die Befreiung von den Folgen der Fristversäumnis nicht 
vor, ist die Forderungsanmeldung durch Beschluß abzuwei­
sen. Eine Befreiung von den Folgen einer Fristversäumnis ist 
nicht mehr zulässig, wenn die Forderungsliste abgeschlossen 
ist. Die Anmeldung der Forderung ist den Verfahrensbetei­
ligten zuzustellen.

(2) Der Antragsteller kann Widerspruch gegen Bestand und 
Höhe der Forderung einlegen. Ein Widerspruch ist nicht zu­
lässig, wenn die Forderung bereits rechtskräftig festgestellt 
ist.

(3) Ist Widerspruch eingelegt worden, kann der Gläubiger 
Klage auf Feststellung des Bestandes oder der Höhe seiner 
Forderung einreichen. Wird die Klage nicht fristgerecht ein­
gereicht, gelten die mit dem Widerspruch gemachten Angaben 
des Antragstellers als zugestanden, wenn sich der Wider­
spruch gegen die Höhe der Forderung richtet. Richtet sich der 
Widerspruch gegen den Bestand der Forderung, bleibt die 
Forderung in diesem Haftungsbeschränkungs-Verfahren un­
berücksichtigt und kann nicht mehr außerhalb des Haftungs­
beschränkungs-Verfahrens geltend gemacht werden.

§13
Fristen

(1) Widersprüche sind innerhalb eines Monats nach der Zu­
stellung des Eröffnungsbeschlusses sowie der Zustellung der 
Berichtigung, Vervollständigung oder Anmeldung einer For­
derung durch den Gläubiger einzulegen. Der Widerspruch 
eines Antragstellers wirkt zugunsten anderer Antragsteller, 
wenn sie ebenfalls Schuldner der betreffenden Forderung 
sind.

(2) Feststellungsklagen sind innerhalb von 2 Monaten nach 
Einlegen des Widerspruchs bei dem Gericht einzureichen, bei 
dem das Haftungsbeschränkungs-Verfahren eingeleitet ist.

§14
V erf ahrensbeauf t ragter

(1) Der Verfahrensbeauftragte verwaltet und verteilt den 
Haftungsfonds und ist insoweit in eigenem Namen zur Vor­
nahme von Rechtshandlungen sowie zur Prozeßführung be­
rechtigt.

(2) Das Gericht kann dem Verfahrensbeauftragten Weisun­
gen für seine Tätigkeit erteilen, es kann ihn abberufen und 
einen anderen Verfahrensbeauftragten bestellen.

(3) Der Verfahrensbeauftragte hat Anspruch auf Vergütung 
für seine Tätigkeit.

§15
Errichtung des Haftungsfonds

(1) Der Haftungsfonds ist innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung des Eröffnungsbeschlusses in der vom Gericht fest­
gelegten Währung zu errichten. Der Betrag ist auf ein vom 
Gericht bestimmtes Bankkonto einzuzahlen.

(2) Das Gericht kann dem Antragsteller auf Antrag ge­
statten, den Haftungsfonds durch eine unwiderrufliche und


